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IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch die Richterin Mag. Ingrid ZEHETNER als Einzelrichterin Uber die
Beschwerde der XXXX gegen den Bescheid der GIS Gebuhren Info Service GmbH vom XXXX , GZ. XXXX ,
Teilnehmernummer XXXX, zu Recht:

A)

Die Beschwerde wird als unbegriindet abgewiesen.


file:///

B)

Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.

Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:
I. Verfahrensgang und Sachverhalt

1. Mit am XXXX bei der belangten Behdrde eingelangtem Schreiben beantragte die Beschwerdefihrerin die Befreiung
von der Rundfunkgeblhr fir Fernseh- und Radioempfangseinrichtungen. Im dabei verwendeten Antragsformular
kreuzte diese unter der Rubrik ,Wenn Sie eine der nachstehenden Anspruchsvoraussetzungen erfiillen, kreuzen Sie
bitte das entsprechende Feld an” die Auswahlmdglichkeit ,Bezieher von Leistungen nach pensionsrechtlichen
Bestimmungen oder diesen Zuwendungen vergleichbaren sonstigen wiederkehrenden Leistungen
versorgungsrechtlicher Art” an. Weiters gab die Beschwerdefthrerin an, dass in ihrem Haushalt zwei weitere Personen
( XXXX und XXXX ) leben wirden.

Dem Antrag waren zwei Kontoausziige vom XXXX bzw. XXXX angeschlossen.

2. Am XXXX richtete die belangte Behdrde an die Beschwerdefihrerin folgendes Schreiben:
.[...] danke fur lhren Antrag vom XXXX auf

? Befreiung von der Rundfunkgebuhr fur Fernsehempfangseinrichtungen

? Befreiung von der Rundfunkgebuhr fir Radioempfangseinrichtungen

Fir die weitere Bearbeitung benétigen wir von Ihnen noch folgende Angaben bzw. Unterlagen:

? Nachweis Uber alle Bezlige des/der Antragsteller/in bzw. gegebenenfalls aller Personen, die im gemeinsamen

Haushalt leben.

Dies kénnen beispielsweise sein - bitte immer in Kopie:

? bei Berufstatigen die aktuelle Lohnbestatigung oder der letzte Einkommenssteuerbescheid
? bei Pensionisten die aktuelle Bestatigung Gber Pensionsbezlige

? bei Auszubildenden die Bestdtigung der Lehrlingsentschadigung

? bei Schilern und Studenten die Bescheide Uber Schiler- und Studienbeihilfen sowie Angabe der sonstigen
Zuwendungen (Unterhaltszahlungen der Eltern) und Einkinfte (geringflgige Beschaftigung)

? bei Personen, die in der Landwirtschaft tatig sind, die Einheitswertbescheide
? sowie gegebenenfalls Bezlige von Alimenten bzw. sonstigen Unterhaltszahlungen
Bitte das aktuelle Einkommen von XXXX und XXXX nachweisen

Wir bitten Sie, die noch fehlenden Unterlagen innerhalb von zwei Wochen ab Zustellung dieses Schreibens
nachzureichen. Bitte legen Sie lhren Unterlagen unbedingt das beiliegende Formular ,Deckblatt zur Nachreichung von
Unterlagen’ bei. Auf diese Weise ist eine rasche Bearbeitung Ihres Antrages maglich.

[...]
Sollten uns bis zum Stichtag die bendtigten Informationen und Unterlagen nicht vorliegen, mussen wir lhren Antrag
leider zurtickweisen.”

3. Die Beschwerdeflhrerin Gbermittelte hierauf keine weiteren Unterlagen.

4. Mit dem bekampften Bescheid vom XXXX wies die belangte Behdrde den Antrag der Beschwerdefuhrerin zurtck und
fahrte begriindend aus, dass diese schriftlich dazu aufgefordert worden sei, fehlende Angaben bzw. Unterlagen, und
zwar Nachweise Uber alle Bezuge der im Haushalt lebenden Personen, nachzureichen, diese Nachweise aber nicht



erbracht habe: ,Wir haben Sie darauf hingewiesen, dass wir Ihren Antrag zurickweisen mussen, falls die benétigten
Unterlagen und Angaben nicht innerhalb von 14 Tagen nachgereicht werden.”

5. Gegen diesen Bescheid richtete sich die vorliegende Beschwerde vom XXXX , in der vorgetragen wurde, dass die
Beschwerdefiihrerin nunmehr die fehlenden Dokumente (Lohn-Gehaltsabrechnung des XXXX vom XXXX , AMS-
Bezugsbestatigung des XXXX vom XXXX und Lohn-Gehaltsabrechnung des XXXX vom XXXX) im Anhang Gbersende.

6. Am XXXX gab die Beschwerdefihrerin bekannt, dass XXXX nunmehr beim AMS gemeldet sei und Ubermittelte zum
Nachweis dafur eine Mitteilung Uber den Leistungsbezug (Notstandshilfe) vom XXXX .

7. Die Beschwerdevorlage der belangten Behdrde vom XXXXund der Verwaltungsakt langten beim
Bundesverwaltungsgericht am XXXX ein. Im Vorlageschreiben wies die belangte Behdrde erganzend darauf hin, dass
bis zum XXXX eine Befreiung bestanden habe.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

1. Feststellungen

Der im Beschwerdefall mal3gebliche Sachverhalt ergibt sich aus den unter Pkt. I. angefuhrten Ausfihrungen.
2. Beweiswurdigung

Diese Ausfuihrungen griinden sich auf die jeweils erwahnten Entscheidungen, Unterlagen und Schriftsatze, die Teil der
dem Bundesverwaltungsgericht vorliegenden Verfahrensakten sind.

3. Rechtliche Beurteilung
Zu A)
3.1. Zu den flr den Beschwerdefall maRRgeblichen Bestimmungen:

3.1.1. 8 28 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG), BGBI. | Nr. 33/2013 idFBGBI. | Nr. 57/2018, regelt die

Kognitionsbefugnis der Verwaltungsgerichte und lautet auszugsweise wie folgt:

.8 28. (1) Sofern die Beschwerde nicht zurtickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist, hat das Verwaltungsgericht

die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.

(2) Uber Beschwerden gem&R Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG hat das Verwaltungsgericht dann in der Sache selbst zu

entscheiden, wenn
1. der maRgebliche Sachverhalt feststeht oder

2. die Feststellung des maBgeblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit

gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist.

[.]"

3.1.2. Das Bundesgesetz betreffend die Einhebung von Rundfunkgebuihren (Rundfunkgebihrengesetz - RGG),BGBI. |
Nr. 159/1999 idF BGBI. | Nr. 70/2016, lautet auszugsweise:

~Rundfunkgebuhren

8§ 3. (1) Die GebUhren sind fur jeden Standort (8 2 Abs. 2) zu entrichten und betragen fur

Radio-Empfangseinrichtungen .........cccccoveevenneenne 0,36 Euro
Fernseh-Empfangseinrichtungen ........cccccccoveennenne. 1,16 Euro
monatlich

[...]

(5) Von den Gebuhren nach Abs. 1 sind auf Antrag jene Rundfunkteilnehmer zu befreien, bei denen die in §§ 47 bis 49
der Anlage zum Fernmeldegeblhrengesetz (Fernmeldegebuhrenordnung), BGBI. Nr. 170/1970, genannten
Voraussetzungen fur eine Befreiung von der Rundfunkgebihr vorliegen.

[...]

Verfahren


https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2013/33
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2018/57
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1999_159_1/1999_159_1.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2016/70
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1970_170_0/1970_170_0.pdf

8 6. (1) Die Wahrnehmung der behordlichen Aufgaben nach § 4 Abs. 1 obliegt der Gesellschaft; gegen von der
Gesellschaft erlassene Bescheide ist Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht zuldssig. Das AVG ist anzuwenden.

(2) Im Verfahren uber Befreiungen sind die 88 50, 51 und 53 der Anlage zum Fernmeldegebihrengesetz
(Fernmeldegebuhrenordnung), BGBI. Nr. 170/1970, anzuwenden.

[..J"

3.1.3. Die Anlage zum Fernmeldegebihrengesetz (Fernmeldegebihrenordnung),BGBI. Nr. 170/1970 idFBGBI. | Nr.
70/2016, lautet auszugsweise:

.Befreiungsbestimmungen

§ 47. (1) Uber Antrag sind von der Entrichtung

- der Rundfunkgebuihr fur Radio-Empfangseinrichtungen (8 3 Abs. 1 1. Untersatz RGG),

- der Rundfunkgebuhr fur Fernseh-Empfangseinrichtungen (8 3 Abs. 1 2. Untersatz RGG)
zu befreien:

1. Bezieher von Pflegegeld oder einer vergleichbaren Leistung;

2. Bezieher von Beihilfen nach dem Arbeitsmarktservicegesetz,BGBI. Nr. 313/1994;

3. Bezieher von Leistungen nach pensionsrechtlichen Bestimmungen oder diesen Zuwendungen vergleichbare
sonstige wiederkehrende Leistungen versorgungsrechtlicher Art der 6ffentlichen Hand,

4. Bezieher von Leistungen nach dem Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977,
5. Bezieher von Beihilfen nach dem Arbeitsmarktférderungsgesetz,
6. Bezieher von Beijhilfen nach dem Studienférderungsgesetz 1992,

7. Bezieher von Leistungen und Unterstitzungen aus der Sozialhilfe oder der freien Wohlfahrtspflege oder aus
sonstigen &ffentlichen Mitteln wegen sozialer Hilfsbedurftigkeit.

[...]
§ 50. (1) Das Vorliegen des Befreiungsgrundes ist vom Antragsteller nachzuweisen, und zwar:

1.in den Fallen des § 47 Abs. 1 durch den Bezug einer der dort genannten Leistungen,

[...]

(4) Die GIS Gebuhren Info Service GmbH ist berechtigt, den Antragsteller zur Vorlage samtlicher fir die Berechnung des
Haushalts-Nettoeinkommens erforderlichen Urkunden aufzufordern.

[...]

8 51. (1) Befreiungsantrage sind unter Verwendung des hieflr aufgelegten Formulars bei der GIS GebuUhren Info
Service GmbH einzubringen. Dem Antrag sind die gemaR 8 50 erforderlichen Nachweise anzuschlieRen.

[..]"

3.2. In Bezug auf den Beschwerdefall enthadlt demnach die Fernmeldegebihrenordnung eine Verpflichtung des
Antragstellers, fur die Gewahrung der Befreiung von der Entrichtung der Rundfunkgebuhr den Befreiungsgrund durch
den Bezug einer der in 8 47 Abs. 1 Fernmeldegeblihrenordnung genannten Leistungen nachzuweisen und berechtigt
die belangte Behorde, den Antragsteller zur Vorlage samtlicher fur die Berechnung des Haushalts-Nettoeinkommens
erforderlichen Urkunden aufzufordern. Die erforderlichen Nachweise sind gemalR 8 51 Abs. 1 zweiter Satz
Fernmeldegebihrenordnung dem Antrag anzuschlieRBen.

3.3. Wenn die belangte Behdrde einen Antrag zurlickweist, ist Sache des Beschwerdeverfahrens lediglich die Frage der
RechtmaRigkeit der Zurtickweisung (VWGH 12.10.2015, Ra 2015/22/0115; 18.12.2014, Ra 2014/07/0002).

Es ist daher allein entscheidungswesentlich, ob die Zuriickweisung des Antrags durch die belangte Behdrde wegen der
Nichtvorlage samtlicher fur die Berechnung des Haushalts-Nettoeinkommens erforderlichen Urkunden zu Recht
erfolgt ist.


https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1970_170_0/1970_170_0.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1970_170_0/1970_170_0.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2016/70
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1994_313_0/1994_313_0.pdf

GemaR 8 13 Abs. 3 AVG ermdchtigen Mangel schriftlicher Anbringen die Behdrde nicht zur Zurtickweisung. Die
Behdrde hat vielmehr von Amts wegen unverziglich deren Behebung zu veranlassen und kann dem Einschreiter die
Behebung des Mangels innerhalb einer angemessenen Frist mit der Wirkung auftragen, dass das Anbringen nach
fruchtlosem Ablauf dieser Frist zurlickgewiesen wird. Wird der Mangel rechtzeitig behoben, so gilt das Anbringen als
urspringlich richtig eingebracht.

3.4. Von der Beschwerdeflhrerin wurden zum Zeitpunkt ihrer Antragstellung die gemaB § 51 Abs. 1

Fernmeldegebihrenordnung erforderlichen Nachweise nicht erbracht.

Mit Schriftsatz vom XXXX wurde diese deshalb von der belangten Behdrde aufgefordert, Nachweise Uber alle Bezlge
der im Haushalt lebenden Personen nachzureichen, mit dem Zusatz , Bitte das aktuelle Einkommen von XXXX und XXXX
nachweisen”. Da von der Beschwerdeflhrerin bis zur Bescheiderlassung die geforderten Nachweise nicht erbracht

wurden, wurde der verfahrenseinleitende Antrag von der belangten Behorde zurlickgewiesen.

In der vorliegenden, rechtzeitig eingebrachten und zulassigen Beschwerde machte die Beschwerdefthrerin nicht
geltend, dass sie die geforderten Unterlagen innerhalb der von der belangten Behdrde gesetzten Frist zur
Nachreichung von Unterlagen nachgereicht habe. Vielmehr gab diese an, die fehlenden Dokumente nunmehr

nachzuschicken.

Zur Nachreichung der erforderlichen Nachweise mit der Beschwerdeerhebung ist festzuhalten, dass eine
Verbesserung nach Erlassung des Zurlckweisungsbescheides in Bezug auf das urspringliche Ansuchen wirkungslos
und bei der Prufung der RechtmaRigkeit des Zurlickweisungsbescheides auBer Acht zu lassen ist (VwGH 03.12.1987,
87/07/0115; 03.03.2011, 2009/22/0080). Da im vorliegenden Verfahren ausschlie8lich von Relevanz ist, ob ein Anspruch
zum Antragszeitpunkt bestand und auch nachgewiesen wurde, sind die von der Beschwerdefuhrerin anlasslich seiner

Beschwerde vorgelegten Nachweise nicht in die Beurteilung des Bundesverwaltungsgerichtes miteinzubeziehen.

Es ist also unstrittig, dass die BeschwerdefUhrerin im Verfahren vor der belangten Behdrde, trotz hinreichend
konkreter Aufforderung durch die Behorde, die erforderlichen Nachweise samtlicher fur die Berechnung des
Haushalts-Nettoeinkommens notwendigen Urkunden nicht innerhalb der von der belangten Behdrde gesetzten Frist
erbracht hat.

Unter Zugrundelegung der vorgenannten Judikatur lag im Beschwerdefall ein Mangel des verfahrenseinleitenden
Antrags vor, weshalb auch der Verbesserungsauftrag der belangten Behorde erforderlich war. Die gesetzte Frist zur
Vorlage der Unterlagen war angemessen.

Die Beschwerdeflhrerin erfullte diesen Verbesserungsauftrag trotz hinreichend konkreter Aufforderung nicht. Da die
Zuruckweisung daher zu Recht erfolgte, war die Beschwerde als unbegriindet abzuweisen.

Das Bundesverwaltungsgericht sieht sich jedoch veranlasst darauf hinzuweisen, dass die vorliegende abschlagige
Entscheidung einer neuerlichen Antragstellung bei der GIS Gebuhren Info Service GmbH nicht entgegensteht.

3.5. Von der Durchfuhrung einer muandlichen Verhandlung konnte im vorliegenden Fall - auch mangels eines
entsprechenden Parteienantrages und angesichts des unbestrittenen Sachverhaltes - gemaR § 24 Abs. 1 und 4 VwWGVG
abgesehen werden.

Zu B)

3.6. GemalR§ 25a Abs. 1 VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.

Nach Art. 133 Abs. 4 B-VG ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu Idsende
Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Ist die Rechtslage eindeutig, liegt keine die Zuladssigkeit einer Revision begrindende Rechtsfrage von grundsatzlicher
Bedeutung vor (VwWGH 28.05.2014, Ro 2014/07/0053).


https://www.jusline.at/gesetz/avg/paragraf/13
https://www.jusline.at/entscheidung/522661
https://www.jusline.at/gesetz/vwgg/paragraf/25a

Die Revision ist gemal’ Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, da keiner der vorgenannten Falle vorliegt. Auch sind keine
sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage ersichtlich. Die Rechtslage ist
eindeutig, und die vorliegende Entscheidung folgt der zitierten hdchstgerichtlichen Judikatur.

Schlagworte
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Nachreichung von Unterlagen Nachweismangel Nettoeinkommen neuerliche Antragstellung
Rundfunkgebuhrenbefreiung Verbesserungsauftrag Vorlagepflicht Zurickweisung
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